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Reichs-Geſetzblatt. 


23. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Kontrole des Reichshaushalts für das Etatsjahr 1878/79 und des Landes⸗ 
Haushalts von Elſaß⸗Lothringen für die Rechnungsperiode vom 1. Januar 1878 bis 31. März 1879. 
S. 178. — Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines zweiten Nachtrags zum Reichshaushalts⸗Etat 
für das Etatsjahr 1879/80. S. 1742. — Gebührenordnung für Rechtsauwälte. S. 176. 


(Nr. 1313.) Geſetz, betreffend die Kontrole des Reichshaushalts für das Etatsjahr 1878/79 


und des Landeshaushalts von Elſaß⸗Lothringen für die Rechnungsperiode 
1. Januar 1878 = 
LE 5 März 1879. Vom 5. Juli 1879. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen 2. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Die Kontrole des geſammten Reichshaushalts für das Etatsjahr 1878/79 
ſowie des Landeshaushalts von Elſaß⸗Lothringen für die Rechnungsperiode vom 
1. Januar 1878 bis 31. März 1879 wird von der preußiſchen Ober⸗Rechnungs⸗ 
kammer unter der Benennung „Rechnungshof des Deutſchen Reichs“ nach Maß⸗ 
gabe der im Geſetze vom 11. Februar 1875 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 61), betreffend 
die Kontrole des Reichshaushalts und des Landeshaushalts von Elſaß⸗Lothringen 
für das Jahr 1874, enthaltenen Vorſchriften geführt. \ 

Ebenſo hat die preußiſche Ober⸗Rechnungskammer in Bezug auf die Red) 
nungen der Reichsbank für das Jahr 1878 die gemäß F. 29 des Bankgeſetzes 
vom 14. März 1875 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 177) dem Rechnungshof des Deutſchen 
Reichs obliegenden Geſchäfte wahrzunehmen. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſtegel. 
Gegeben Bad Ems, den 5. Juli 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 
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Ausgegeben zu Berlin den 14. Juli 1879. 
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(Nr. 1314.) Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines zweiten Nachtrags zum Reichshaushalts⸗ 
Etat für das Etatsjahr 1879/80. Vom 6. Juli 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Koͤnig 
von Preußen ı. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
F. 1. 


Der Reichshaushalts⸗Etat für das Etatsjahr 1879/80 wird, wie folgt, 
abgeändert bezw. ergänzt: 


1. unter den einmaligen Ausgaben iſt als Kapitel 13 a einzuſtellen: 


XIa. Keichsdruckerei. 


Titel 1. Entſchädigung an Preußen für Abtretun 

der Staaksdruckere i r. ne : 3573 000 Mark. 
Titel 2. Behufs Verſchmelzung der vormaligen Ge⸗ 

heimen Ober-Hofbuchdruckerei mit der 

preußiſchen Staatsdruckerei 1299500 - 


Summe XIa (Kapitel 13a)..... 4 872500 Mark. 


2. 5 Anſätze unter Kapitel 4a der Einnahme werden durch die folgenden 
erſetzt: 


VI. Keichsdruckerei. 


a. Einnahme. 


Titel 1/2. Für Druckſachen und andere in das 
Druckereifach einſchlagende Arbeiten, ſowie 
Erlös von Fabrikabgängen, Miethe für 
Dienſtwohnungen, Beiträge zu den Koſten 
für die Waſſerheizung und den Waſſer⸗ 
verbrauch in den Dienftgebäuben und 
fonftige vermifchte Einnahmen 3 212 500 Mark. 


Summe der Einnahme für ſich. 
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b. Fortdauernde Ausgabe. 


) 8.2... 2.0.2... 50 100 Mark. 
Titel 2. Wohnungsgeldzuſchüſſ 6 180 
Titel 3 bis 6. Andere perſönliche Ausgaben 799000 = 
Titel 7 bis 11. Sächliche und vermifchte Ausgaben 1251 780 
Summe der Ausgabe 2 107 060 Mark. 
Die Einnahme beträgt... 3 212 500 
Mithin iſt Ueberfchuß..... 1105 440 Mark. 


Summe VI (Kapitel 4a) für ſich. 


3. unter Kapitel 20 der Einnahme iſt als Titel 17 einzuſtellen: 
Zu einmaligen Ausgaben für die Reichsdruckerei... 4872 500 Mark. 


§. 2. 


Der nach $. 1 ſich ergebende Mehrüberſchuß der Reichsdruckerei gegen den 
Ueberſchuß der vormaligen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei im Betrage von 
925 440 Mark kommt von den Matrikularbeiträgen der einzelnen Bundesſtaaten 
nach dem Maßſtabe ihrer Bevölkerung in Abgang. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 6. Juli 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 
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(Nr. 1315.) Gebührenordnung für Rechtsanwälte. Vom 7. Juli 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


SL 
Die Vergütung für die Berufsthätigkeit des Rechtsanwalts in einem Ver⸗ 
fahren vor den ordentlichen Gerichten, auf welches die Civilprozeßordnung, die 
Strafprozeßordnung oder die de Anwendung findet, ſowie für die 
berathende Berufsthätigkeit des Rechtsanwalts, welche den Beginn oder die 
Fortſetzung eines ſolchen Verfahrens betrifft, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes. 9 2 


Für die Ausführung eines Auftrags, deſſen gemeinſchaftliche 1 
mehreren Rechtsanwälten übertragen iſt, ſteht jedem derſelben die volle Ver⸗ 
gütung zu. l 

$. 3. 


Bei Ausführung von Aufträgen mehrerer Auftraggeber durch dieſelbe 
Thätigkeit haftet jeder Auftraggeber dem Rechtsanwalte für denjenigen Betrag an 
Gebühren und Auslagen, welcher bei abgeſonderter Ausführung ſeines Auftrags 
erwachſen ſein würde. Die Mitverhaftung der anderen Auftraggeber kann dem 
Rechtsanwalte gegenüber nicht geltend gemacht werden. 

F. 4. 

Für die Thätigkeit als Beiſtand ſtehen dem Rechtsanwalte die gleichen 
Gebühren zu wie für die Vertretung. 

F. 5. 

Für Unterzeichnung eines Schriftſatzes erhält der Rechtsanwalt die gleichen 
Gebühren wie für Anfertigung desſelben. 

F. 6. 

Für Anfertigung und Ueberſendung von . über Gebühren und 
Auslagen und für Zahlungsaufforderungen wegen derſelben kann der Rechts⸗ 
anwalt eine Gebühr nicht beanſpruchen. 

F. 7. 

Bei dem Betrieb eigener Angelegenheiten kann der Rechtsanwalt von dem 

zur Erſtattung der Koſten des Verfahrens verpflichteten Gegner Gebühren und 
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Auslagen bis zu dem Betrage fordern, in welchem er Gebühren und Auslagen 
eines bevollmächtigten Rechtsanwalts erſtattet verlangen könnte. 
§. 8. 
„ Der n Betrag einer jeden nach den Vorſchriften der Abſchnitte 
zwei bis vier zu berechnenden Gebühr wird auf eine Mark beſtimmt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Gebühren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 


$. 9. 
In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten werden die Gebühren nach dem Werthe 
des Streitgegenſtandes erhoben. 
Der Gebührenſatz beträgt bei Gegenſtänden im Werthe: 


Nek einſchließlich 1 -dare. 4. 2 2 Mark, 
2. von mehr als 20 bis 60 Mark einfchließlih .... 3 
Be . . 60 ⸗ 120 . e 
3 120 200 . RR 
5. eee eee eee . 10, .(s 
nr 0 „ 0 . 14 
T. N il e 50 . 19 
S e eee 90! . 24 
DAL REN FE ee . 28 
LEE eee nn . 32 
Fee ee . 36 
inn RR . 40 
s 400 . 44 
Ae 30 . 48 
J en 205 A002 . 52 
I wire e 700 . 56 
„„ 80 . 60 


n . #r3.20092410000 # . 64 
Die ferneren Werthsklaſſen ſteigen um je 2 000 Mark und die Gebührenſätze 
in den Klaſſen bis 50 000 Mark uſchkeßlich um je 4 Mark, bis 100 000 Mark 
einſchließlich um je 3 Mark und darüber hinaus um je 2 Mark. 


F. 10. 
Auf die Werthsberechnung finden die Vorſchriften der $$.9 bis 13 des 
Gerichtskoſtengeſetzes Anwendung. 
F I. 
Die für die Berechnung der Gerichtsgebühren maßgebende Feſtſetzung des 
Werthes iſt für die Berechnung der Gebühren der Rechtsanwälte maßgebend. 
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$. 12. 

Gegen den im H. 16 des Gerichtskoſtengeſetzes bezeichneten Beſchluß ſteht 
dem Rechtsanwalte die Beſchwerde nach Maßgabe der $$. 531 bis 538 der 
Civilprozeßordnung zu. 8 

9 


Die Sätze des F. 9 ſtehen dem als Prozeßbevollmächtigten beſtellten Rechts⸗ 

anwalte zu: 

1. für den Geſchäftsbetrieb, einſchließlich der Information (Prozeßgebühr); 

2. für die mündliche Verhandlung (Verhandlungsgebühr) ; 

3. für die Mitwirkung bei einem zur Beilegung des Rechtsſtreits ab⸗ 
geſchloſſenen Vergleiche (Vergleichsgebühr). 

Die Sätze des F. 9 ſtehen demſelben zu fünf Zehntheilen zu: 

4. für die Vertretung in dem Termine zur Leiſtung des durch ein Urtheil 
auferlegten Eides ſowie in einem Beweisaufnahmeverfahren, wenn die 
Beweisaufnahme nicht blos in Vorlegung der in den Händen des Beweis⸗ 
führers oder des Gegners befindlichen Urkunden beſteht (Beweisgebühr). 


N 

Soweit der Auftrag vor der mündlichen Verhandlung erledigt iſt, ohne 
daß der Rechtsanwalt die Klage eingereicht hat oder einen Schriftſatz hat zuſtellen 
laſſen, ſteht ihm die Prozeßgebühr nur zu fünf Zehntheilen zu. 

In einem Verfahren, für welches eine mündliche Verhandlung durch das 
Geſetz nicht vorgeſchrieben iſt, findet die gleiche Ermäßigung ſtatt, ſoweit der 
Auftrag erledigt iſt, bevor der Antrag an das Gericht eingereicht, der mündliche 
Antrag geſtellt oder der 0 an den Gerichtsvollzieher oder den dieſen Auf⸗ 
trag vermittelnden Gerichtsſchreiber ertheilt iſt. 


9 
Die Verhandlungsgebühr ſteht dem Rechtsanwalte nicht zu, welcher zur 
mündlichen Verhandlung geladen hat, ohne daß dieſelbe durch das Geſetz vor⸗ 
geſchrieben oder durch das Gericht oder den Vorſitzenden angeordnet war. 


$. 16. 

Für eine nicht kontradiktoriſche Verhandlung (Gerichtskoſtengeſetz . 19) ſteht 
dem Rechtsanwalte die Verhandlungsgebühr nur zu fünf Zehntheilen zu. Dieſe 
Minderung tritt in Eheſachen und in den vor die Landgerichte gehörigen Ent⸗ 
mündigungsſachen nicht ein, ſofern der Kläger verhandelt. 

Die Verhandlung im vorbereitenden Verfahren (Civilprozeßordnung $$. 313 
bis 316) gilt als kontradiktoriſche mündliche Verhandlung. 


$. 17. 

Inſoweit ſich in den Fällen des $. 13 Nr. 4 die Vertretung auf die weitere 
mündliche Verhandlung erſtreckt, erhöht ſich die dem Rechtsanwalte zuſtehende 
Verhandlungsgebühr um fünf Zehntheile und, wenn die weitere mündliche Ver⸗ 
handlung eine nicht kontradiktoriſche iſt, um die Hälfte dieſes Betrags. 
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F. 18. 

Die Vergleichsgebühr ſteht dem Rechtsanwalte nur zu fünf Zehntheilen zu, 
wenn ihm für denſelben Streitgegenſtand die volle Verhandlungsgebühr zuſteht 
und der Vergleich vor dem nah oder einem erſuchten oder beauftragten 
Richter abgeſchloſſen iſt. 

99 19. 

Sechs Zehntheile der in den K. 13 bis 18 beſtimmten Gebühren erhält der 
zum Prozeß bevollmächtigten beſtellte Rechtsanwalt für die Vertretung im Urkunden⸗ 
oder Wechſelprozeſſe (Ciwilprozeßordnung $$. 555 bis 567). 


F. 20. 
Fünf Zehntheile der in den §§. 13 bis 18 beſtimmten Gebühren erhält der 
Rechtsanwalt, ſoweit die durch die Gebühr zu vergütende Thätigkeit ausſchließlich 
die im Gerichtskoſtengeſetze $. 26 Nr. 1 bis 10 bezeichneten Gegenſtände betrifft. 


Sal, 
Der Rechtsanwalt erhält neben den ihm fonft zuſtehenden Gebühren die 
Prozeßgebühr nur zu fünf Zehntheilen, wenn ſeine Thätigkeit ausſchließlich die 
Erledigung eines bedingten Urtheils betrifft. 


$. 22. 

Der Rechtsanwalt erhält die Prozeßgebühr und die Verhandlungsgebühr 
nur zu fünf Zehntheilen, wenn ſeine Thätigkeit Anträge auf Sicherung des Be⸗ 
weiſes (Civilprozeßordnung $$. 447 bis 455) oder die Anordnung der von Schieds⸗ 
richtern für erforderlich erachteten richterlichen Handlungen (Civilprozeßordnung 
$. 862) betrifft. Für die Vertretung bei der Beweisaufnahme erhält der Rechts⸗ 
anwalt die Beweisgebühr (F. 13 Nr. 4). 


$. 23. 

Drei Zehntheile der in den $$. 13 bis 18 beſtimmten Gebühren erhält der 
Rechtsanwalt, wenn ſeine Thätigkeit betrifft: 

1. die im 1 1 §. 27 Nr. 1, §. 34 Nr. 1, F. 35 Nr. 2, 4, 

F. 47 Nr. 1 bis 12 bezeichneten Angelegenheiten; 

2. die Zwangsvollſtreckung. 

F. 24. 

Zwei Zehntheile der in den $$. 13 bis 18 beſtimmten Gebühren erhält der 
Rechtsanwalt, wenn feine Thätigkeit die im Gerichtskoſtengeſetze $. 35 Nr. 1, 
$. 38 bezeichneten Anträge oder Geſuche betrifft. 

$. 25. 


i Jede der im F. 13 benannten Gebühren kann der Rechtsanwalt in jeder 
1 rückſichtlich eines jeden Theils des Streitgegenſtandes nur einmal be⸗ 
anſpruchen. 
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$. 26. 

Für die Beſtimmung des Umfanges einer Inſtanz im Sinne des $. 25 
finden die Vorſchriften der $$. 30, 31 des Gerichtskoſtengeſetzes entſprechende 
Anwendung. 

§. 27. 


Im Falle der Zurücknahme oder Verwerfung des gegen ein Verſäumniß⸗ 
urtheil eingelegten Einſpruchs gilt das Verfahren über denſelben für die Ge⸗ 
bühren der Rechtsanwälte, mit Ausnahme der Prozeßgebühr, als neue Inſtanz. 

Im Falle der Zulaſſung des Einſpruchs ſteht dem Rechtsanwalte des 
Gegners der den Einſpruch einlegenden Partei die Gebühr für die mündliche 
Verhandlung, auf welche das Verſäumnißurtheil erlaſſen iſt, beſonders zu. 

ſt das Verſäumnißurtheil wegen Nichterſcheinens des Schwurpflichtigen 
in einem zur Eidesleiſtung beſtimmten Termine ergangen (Civilprozeßordnun 
$. 430), fo finden die Beſtimmungen des Abſatz 2 auch auf den Rechtsanwalt 
der Partei Anwendung, welche den Einſpruch eingelegt hat. 


F. 28. 

Das ordentliche Verfahren, welches nach der Abſtandnahme vom Urkunden⸗ 
oder Wechſelprozeſſe ſowie nach dem mit Vorbehalt in demſelben erlaſſenen 
Urtheil anhängig bleibt eee $$. 559, 563), gilt für die Berech⸗ 
nung der Gebühren des Rechtsanwalts als beſonderer Rechtsſtreit; der Rechts⸗ 
anwalt muß ſich jedoch die Prozeßgebühr des Urkunden⸗ oder Wechſelprozeſſes auf 
die gleiche Gebühr des ordentlichen Verfahrens anrechnen. 


29: 
Die im F. 13 benannten Gebühren umfaſſen die geſammte Thätigkeit des 
Rechtsanwalts von dem Auftrage bis zur Beendigung der Inſtanz. 

Zu der Inſtanz gehören insbeſondere: 

1. das Verfahren behufs Feſtſetzung des Werthes des Streitgegenſtandes; 

2. Zwiſchenſtreite mit Nebenintervenienten ſowie mit Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändigen; 

3. das Verfahren zur Sicherung des Beweiſes (Civilprozeßordnung $$. 447 
bis 455), wenn die Hauptſache anhängig iſt; 

4. das Verfahren über einen Antrag auf Anordnung oder Aufhebung eines 
Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfügung, ſowie über einen Antrag 
auf vorläufige Einſtellung, Beſchränkung oder Aufhebung einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung (Civilprozeßordnung $$. 647, 657, 688, 690 Abſatz 3, 
§§. 696, 710 Abſatz A), ſoweit das Verfahren mit dem Verfahren über 
die Hauptſache verbunden iſt; 

5. das Verfahren über einen Antrag auf Aenderung einer Entſcheidung 
des beauftragten oder erſuchten Richters oder des Gerichtsſchreibers 
(Civilprozeßordnung $. 539); 

6. das Verfahren über die im Gerichtskoſtengeſetze $. 47 Nr. 1 bis 12 
bezeichneten Streitpunkte und Anträge 
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7. die Zuftellung und Enpfangnahme der Entſcheidungen und die Mit⸗ 
theilung derſelben an den Auftraggeber) 
8. die Ueberſendung der Handakten an den Bevollmächtigten einer anderen 
Inſtanz. 
F. 30. 


Die Gebühren werden beſonders erhoben für die Thätigkeit bei Streitig⸗ 
keiten und Anträgen, welche betreffen: 


1. die Sicherung des Beweiſes (Civilprozeßordnung $$. 447 bis 455), 
wenn die Hauptſache noch nicht anhängig iſt; 
2. das Verfahren über einen Antrag auf Anordnung oder Aufhebung 
eines Arreſtes oder einer . Verfügung, ſowie über einen 
Antrag auf vorläufige Einſtellung, Beſchränkung oder Aufhebung einer 
Zwangsvollſtreckung (Civilprozeßordnung $$. 688, 690 Abſatz 3, HF. 696, 
710 Abſatz 4), ſofern das Verfahren von dem Verfahren über die Haupt⸗ 
ſache getrennt iſt; 
32 88.98, 39 der zu erſtattenden Prozeßkoſten (Civilprozeßordnung 
98, 99). 
Wird die vorläufige Einſtellung, Beſchränkung oder Aufhebung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung bei dem Vollſtreckungsgericht und bei dem Prozeßgericht beantragt, 
ſo wird die Prozeßgebühr nur einmal erhoben. 


$. 31. 


In der Zwangsvollſtreckung bildet eine jede Vollſtreckungsmaßregel zuſammen 
mit den durch dieſelbe vorbereiteten weiteren Vollſtreckungshandlungen bis zu der 
durch die Maßregel zu erlangenden Befriedigung des Gläubigers Eine Inſtanz. 

Die landesgeſetzlichen Beſtimmungen in Betreff der Gebühren für eine den 
Landesgeſetzen unterliegende Zwangsvollſtreckung bleiben unberührt. 


$. 32. 


Das Verfahren über einen Antrag auf Ertheilung einer weiteren vollſtreck— 
baren Ausfertigung (Civilprozeßordnung $. 669), das Verfahren zur Abnahme 
des Offenbarungseides (Civilprozeßordnung $$. 781, 782) und die Ausführung 
der Zwangsvollſtreckung in ein gepfändetes Vermögensrecht durch Verwaltung 
Eivilprogehorduung $. 754 Abja 3) bilden beſondere Inſtanzen der Zwangs⸗ 
vollſtreckung. 

$. 33. 


Die Vollſtreckung der Entscheidung, durch welche der Schuldner nach Maß⸗ 
gabe des $. 773 Abſatz 2 der Cwilprozeßordnung zur Vorauszahlung der Koſten 
verurtheilt wird, ſcheidet aus der Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung der Hand⸗ 
lung als beſonderes Verfahren aus. 

oll die Zwangsvollſtreckung auf Unterlaffung oder Duldung einer Hand⸗ 
lung durch Strafen ausgeführt werden (Civilprozeßordnung $. 775 Abſatz 1), fo 
bildet eine jede Verurtheilung zu einer Strafe nach Maßgabe der Vorſchriften 
des F. 29 den Schluß der Inſtanz. 

Reichs ⸗Geſetzbl. 1879. 37 
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Die Erwirkung der einer Verurtheilung vorausgehenden Strafandrohung 
(Civilprozeßordnung F. 775 Abſatz 2) gehört zur Inſtanz der Hauptſache, dem 
Rechtsanwalte, welcher dieſe Inſtanz nicht geführt hat, ſteht die im §. 23 
beſtimmte Gebühr zu. 

$. 34. 


Bei Ausführung der Zwangsvollſtreckung auf Vornahme einer Handlung 
durch Geldſtrafen oder Haft (Civilprozeßordnung F. 774) bildet das geſammte 
Verfahren eine Inſtanz. 

$. 35. 

Für die einmalige Erwirkung des Zeugniſſes der Rechtskraft (Civilprozeß⸗ 
ordnung F. 646) oder der Vollſtreckungsklauſel (Civilprozeßordnung $$. 662 
bis 666, 703, 704 Abſatz 1, $. 705 Abſatz 1, 2, $. 809) ſteht weder dem Rechts⸗ 
anwalte der Inſtanz, in welcher dieſelben zu ertheilen, noch dem Rechtsanwalte, 
welcher mit dem Betriebe der Zwangsvollſtreckung beauftragt iſt, und für die 
Aufhebung einer Vollſtreckungsmaßregel weder dem Rechtsanwalte, welcher deren 
Vornahme veranlaßt hat, noch dem Rethtsanwalte, welcher mit dem Betriebe der 
weiteren Zwangsvollſtreckung beauftragt iſt, eine Gebühr zu. 


5. . 

Die Vorſchriften der $$. 31 bis 35 finden bei Vollziehung eines Arreſt⸗ 
befehls oder einer einſtweiligen Verfügung (Civilprozeßordnung $$. 808 bis 813, 
815) entſprechende Anwendung. 

Die Inſtanz dauert bis zur Aufhebung des Arreſtes oder der einſtweiligen 
Verfügung oder bis zum Anfange der Zwangsvollſtreckung aus dem in der 
Hauptſache erlaſſenen Urtheile. 

8 

Für die Mitwirkung bei einem der Klage vorausgehenden Sühneverfahren 

Se FF. 471, 571) erhält der Rechtsanwalt drei Zehntheile der 
ätze des §. 9. 

Dieſe Gebühr wird im Falle der Verhandlung des Rechtsſtreits vor dem 

Amtsgericht auf die Prozeßgebühr angerechnet. a 

Iſt in dem Falle des F. 471 der Civilprozeßordnung unter der Mitwir⸗ 
Du 15 Rechtsanwalts ein Vergleich geſchloſſen, fo erhält er die vollen Sätze 

es F. 9. 
$. 38. 

Im Mahnverfahren erhält der Rechtsanwalt von den Sätzen des H. 9: 

1. drei Zehntheile für die Erwirkung des Zahlungsbefehls, einſchließlich 

der Mittheilung des Widerſpruchs an den Auftraggeber) 

2. zwei Zehntheile für die Erhebung des Widerſpruchs, 

3. zwei Zehntheile für die Erwirkung des Vollſtreckungsbefehls. 

Die Gebühr in Nr. 2 wird auf die in dem nachfolgenden Rechtsſtreite 
zuſtehende Prozeßgebühr und die Gebühr in Nr. 3 auf die Gebühr für die nach⸗ 
folgende Zwangsvollſtreckung angerechnet. 
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39. 

Für die Vertretung im Vertheilungsverfahren (Civilprozeßordnung $$. 758 
bis 763, 768) ſtehen dem Rechtsanwalte fünf und, falls der Auftrag vor dem 
98 zur Ausführung der Vertheilung erledigt wird, drei Zehntheile der Sätze 

es F. 9 zu. 

Der Werth des Streitgegenſtandes wird durch den Betrag der Forderung 
und, wenn der zu vertheilende Geldbetrag geringer iſt, durch dieſen Betrag 
beſtimmt. 

F. 40. 

Im Aufgebotsverfahren (Civilprozeßordnung $$. 823 bis 833, 836 bis 850) 
ſtehen dem Rechtsanwalte, als Vertreter des Antragſtellers (Civilprozeßordnung 
$. 824), drei Zehntheile der Sätze des F. 9 zu: 

1. für den Betrieb des Verfahrens, einſchließlich der Information 
2. für den Antrag auf Erlaß des Aufgebots, 

3. für die Wahrnehmung des Aufgebotstermins. 

Als Vertreter einer anderen Perſon erhält der Rechtsanwalt dieſe Gebühr 
nur einmal. 

F. 41. 
Drei Zehntheile der in den $$. 13 bis 18 beſtimmten Gebühren erhält der 
Rechtsanwalt: 
1. in der Beſchwerdeinſtanz 
2. wenn ſeine Thätigkeit ſich auf ein Verfahren beſchränkt, welches die 
Aenderung einer 58 des beauftragten oder erſuchten Richters 
oder des Gerichtsſchreibers (Civilprozeßordnung $. 539) betrifft. 

In der Inſtanz der an eine Notbfrift nicht gebundenen Beſchwerde ſteht 
dem Rechtsanwalte die Prozeßgebühr nicht zu, wenn ihm dieſelbe oder eine der 
in den $$. 37 bis 40 1 el Gebühren in der Inſtanz zuſtand, in welcher 
die angefochtene Entſcheidung ergangen iſt. 


$. 42. 

Der zum Prozeßbevollmächtigten beſtellte Rechtsanwalt, welcher auf Ver⸗ 
langen der Partei die Vertretung in der mündlichen Verhandlung einem anderen 
Rechtsanwalt übertragen hat, erhält neben den ihm zustehenden Gebühren fünf 
Zehntheile der Verhandlungsgebühr. Dieſe Gebühr wird auf eine ihm zuſtehende 
Verhandlungsgebühr angerechnet. 

F. 43. 

Dem Rechtsanwalte, welchem von der Partei oder auf deren Verlangen 
von dem e nur die Vertretung in der mündlichen Verhand⸗ 
lung oder die Ausführung der Parteirechte in derſelben übertragen iſt, ſteht neben 
der Verhandlungsgebühr die Prozeßgebühr zu fünf Zehntheilen zu. Letztere Ge⸗ 
bühr ſteht ihm auch dann zu, wenn der Auftrag vor der mündlichen Verhandlung 
erledigt wird. Erſtreckt ſich die Vertretung auf eine mit der mündlichen Ver⸗ 


2 
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handlung verbundene Beweisaufnahme (F. 13 Nr. 4), ſo erhält der Rechtsanwalt 
außerdem die Beweisgebühr. 
F. 44. 

Dem Rechtsanwalte, welcher lediglich den Verkehr der Partei mit dem 
Prozeßbevollmächtigten führt, ſteht eine Gebühr in Höhe der Prozeßgebühr zu. 
Er erhält nur fünf Zehntheile, wenn ihm in unterer Inſtanz die vorbezeichnete 
Gebühr oder die Prozeßgebühr zuſtand. 

b Die mit der Ueberſendung der Akten an den Rechtsanwalt der höheren 
Inſtan verbundenen gutachtlichen Aeußerungen dienen nicht zur Begründung 
dieſer Gebühr, wenn nicht zu denſelben Auftrag ertheilt war. 


$. 45. 

Der Rechtsanwalt, deſſen Thätigkeit ſich auf die Vertretung in einem nur 
zur Leiſtung des durch ein Urtheil auferlegten Eides oder nur zur Beweisaufnahme 
beſtimmten Termine beſchränkt, erhält neben der dem n e den an im 
gleichen Falle zuſtehenden Beweisgebühr eine Gebühr in Höhe von fünf Zehn⸗ 
theilen der Prozeßgebühr. Letztere Gebühr ſteht ihm auch dann zu, wenn der Auf⸗ 
trag vor dem Termin erledigt wird. 

Die Wahrnehmung eines weiteren Termins zur Fortſetzung der Verhandlung 
begründet nicht eine Erhöhung der Gebühr. 


$. 46. 
Beſchränkt ſich die Thätigkeit des Rechtsanwalts auf die Anfertigung eines 
Schriftſatzes, ſo erhält er eine Gebühr in Höhe von fünf Zehntheilen der 
Prozeßgebühr. 9 47 


Für einen ertheilten Rath erhält der nicht zum Prozeßbevollmächtigten be⸗ 
ſtellte Rechtsanwalt eine Gebühr in Höhe von drei Zehntheilen der Prozeßgebühr. 
Eine Gebühr in Höhe von fünf Zehntheilen der Prozeßgebühr ſteht dem 
mit Einlegung der Berufung oder der Reviſion beauftragten Rechtsanwalte zu, 
wenn derſelbe von der Einlegung abräth und der Auftraggeber ſeinen Auftrag 
zurücknimmt. 
$. 48. 


Der nicht zum Prozeß bevollmächtigten beſtellte Rechtsanwalt erhält höchſtens 
die für den Prozeß bevollmächtigten beſtimmte Gebühr, falls die ihm baer 
tragenen Handlungen in den Kreis derjenigen Thätigkeit fallen, für welche die 
dem Prozeßbevollmächtigten zuſtehende Gebühr beſtimmt ift. 


$. 49. 

Wird ein Rechtsanwalt, nachdem er in einer Rechtsſache thätig geweſen, 
zum Prozeßbevollmächtigten beſtellt, ſo erhält er für die ihm vorher aufge: 
tragenen Handlungen, ſoweit für dieſelben die dem Prozeßbevollmächtigten zu⸗ 
ſtehende Gebühr beſtimmt iſt, und als Prozeßbevollmächtigter zuſammen nicht 
mehr an Gebühren, als ihm zuſtehen würde, wenn er vorher zum Prozeß⸗ 
bevollmächtigten beſtellt worden wäre. 
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$. 50. 
| Wird der einem Rechtsanwalt ertheilte Auftrag vor Beendigung der 
Inſtanz aufgehoben, ſo ſtehen dem Rechtsanwalte die Gebühren in gleicher Weiſe 
zu, als wenn die Inſtanz zur Zeit der Aufhebung des Auftrags durch Zurück⸗ 
nahme der geſtellten Anträge erledigt wäre, unbeſchadet der aus einem Verſchulden 
ſich ergebenden civilrechtlichen Folgen. 
51. 

Bei Vertretung mehrerer Streitgenoſſen, einſchließlich der Nebeninter- 
venienten, ſtehen dem Rechtsanwalte die Gebühren nur einmal zu. Bei nach⸗ 
träglichem Beitritte von Streitgenoſſen erhöht ſich durch jeden Beitritt die 
Prozeßgebühr um zwei Zehntheile. Die Erhöhung wird nach dem Betrage be⸗ 
rechnet, bei welchem die fue e gemeinſchaftlich betheiligt find; mehrere 
Erhöhungen dürfen den einfachen Betrag der Prozeßgebühr nicht überſteigen. 

159 
Für die bei dem Reichsgerichte zugelaffenen Rechtsanwälte erhöhen ſich die 
Gebührensätze in der Reviſionsinſtanz um drei Zehntheile. 


Dritter Abſchnitt. 
Gebuͤhren im Konkursverfahren. 


5 $. 53. 
Auf die Gebühren im Konkursverfahren finden die Vorſchriften der SS. 9, 
11, 12 entſprechende Anwendung. 
$. 54. 
Im Verfahren über einen Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens 
(Konkursordnung SS. 96 bis 98) erhält der Rechtsanwalt zwei Zehntheile, oder, 
wenn er einen Gläubiger vertritt, fünf Zehntheile der Sätze des F. 9. 


$. 55. 

Für die Vertretung im Konkursverfahren erhält der Rechtsanwalt ſechs 
Zehntheile, wenn jedoch die Vertretung vor dem allgemeinen Prüfungstermine 
(Konkursordnung F. 126) ſich erledigt oder erſt nach demſelben beginnt, vier 
Zehntheile der Sätze des F. 9. 

F. 56. 

Der Rechtsanwalt erhält die Sätze des F. 9 beſonders: 

1. für die Thätigkeit bei Prüfung der Forderungen; 

2. für die Thätigkeit in dem Zwangsvergleichsverfahren 

3. für die Thätigkeit in dem Vertheilungsverfahren. 

$. 57. 


Beſchränkt ſich die Thätigkeit des Nechtsanwalts auf die Anmeldung einer 
Konkursforderung, ſo erhält derſelbe zwei Zehntheile der Sätze des F. 9. 
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$. 58. 
Für die Vertretung: 
1. in der Beſchwerdeinſtanz, 
2. in dem Verfahren über Anträge auf Anordnung von Sicherheits⸗ 
maßregeln im Falle des F. 183 Absatz 2 der Konkursordnung 
erhält der Rechtsanwalt beſonders die im zweiten Abſchnitte ($$. 23, 41) be 
ſtimmten Gebühren. 980 


Die Gebühren der $$. 54 bis 56 ſowie des F. 58 im Falle der Beſchwerde 
egen den Beſchluß über Eröffnung des Konkursverfahrens (Konkursordnung 
N 101) oder den Beſchluß über Beſtätigung eines Zwangsvergleichs (Konkurs⸗ 
ordnung F. 174) werden, wenn der Austrag von dem Gemeinſchuldner ertheilt 
iſt, nach dem Betrage der Aktivmaſſe (Gerichtskoſtengeſetz F. 52) berechnet. 

Iſt der Auftrag von einem Konkursgläubiger ertheilt, ſo werden die Ge⸗ 
bühren der $$. 54, 55, 57 und die Gebühr im Falle der Beſchwerde gegen den 
Beſchluß über Eröffnung des Konkursverfahrens nach dem Nennwerthe der 
Forderung, die Gebühren des $. 56 und die Gebühr im Falle der Beſchwerde 
gegen den Beſchluß über die Beſtätigung eines Zwangsvergleichs nach dem 
Werthe der Forderung des Gläubigerd unter entſprechender Anwendung des 
F. 136 der Konkursordnung berechnet. 


F. 60. 
In einem wieder aufgenommenen Konkursverfahren erhält der Rechtsanwalt 
die Gebühren nach den Beſtimmungen der $$. 55 bis 59 beſonders. 


F. 61. 

Inſoweit dem Rechtsanwalte Gebühren für die Vornahme einzelner Hand- 
lungen im Konkursverfahren zuſtehen, darf der Geſammtbetrag derſelben die im 
F. 55 beſtimmte Gebühr nicht überſteigen. 3 

Wird der Rechtsanwalt, nachdem er einzelne Handlungen im Konkurs⸗ 
verfahren vorgenommen hat, mit der Vertretung im Konkursverfahren beauftragt, 
ſo erhält er zuſammen nicht mehr an Gebühren, als ihm zuſtehen würde, wenn 
er vorher mit der Vertretung im Konkursverfahren beauftragt worden ware. 


F. 62. 
Die Gebühren werden für jeden Auftrag geſondert, ohne Rückſicht auf 
andere Aufträge, berechnet. 
Vierter Abſchnitt. 
Gebühren in Strafſachen. 


$. 63. 
In Strafſachen erhält der Rechtsanwalt als Vertheidiger in der Haupt⸗ 
verhandlung erſter Inſtanz: 


5 


öffen gerichte ar... Mr 2 2. Hu. 12 Mark; 

e Straffanmpß , ͤ 20 Mark 

3. vor dem Schwurgericht oder dem Reichs gerichte 40 Mark. 
F. 64. 


Erſtreckt ſich die Verhandlung auf mehrere Tage, ſo erhöhen ſich die im 
ee Gebühren für jeden weiteren Tag der Vertheidigung um fünf 
ehntheile. 
Im Verfahren auf erhobene Privatklage findet dieſe Beſtimmung nicht 
Anwendung. 8. 65 
65. 


Findet in den auf Privatklage verhandelten Sachen eine Beweisaufnahme 
ftatt, fo erhöht ſich die im $. 63 beſtimmte Gebühr um 6 Mark. 


$. 66. 


In der Berufungsinſtanz ſowie in der Reviſionsinſtanz ſtehen dem Rechts⸗ 
anwalte die in den $$. 63 bis 65 beſtimmten Sätze zu. Die Stufe beſtimmt 
ſich nach der Ordnung des Gerichts, welches in erſter Inſtanz erkannt hat. 


F. 67. 
Für die Vertheidigung im Vorverfahren erhält der Rechtsanwalt: 
1. in den zur Zuſtändigkeit der Schöffengerichte gehörigen Sachen 6 Mark; 
2. in den zur Zuſtändigkeit der Strafkammer gehörigen Sachen 10 Mark; 
3. in den zur Zuſtändigkeit der Schwurgerichte oder des Reichs⸗ 
ehen Sachen 20 Mark. 


$. 68. 
Fünf Zehntheile der im $. 63 beſtimmten Sätze ſtehen dem Rechtsanwalte 
zu für Anfertigung: 
1. einer Schrift zur Rechtfertigung einer Berufung; 
2. einer Schrift zur Begründung einer Reviſion; 
3. eines Antrags auf Wiederaufnahme des Verfahrens; 
4. eines Gnadengeſuchs. 
Die Stufe beſtimmt ſich nach der Ordnung des Gerichts, welches in erſter 
Inſtanz erkannt hat. 
$. 69. 
Für Einlegung eines Rechtsmittels ſowie für Anfertigung anderer, als der 
Nn Anträge, Geſuche und Erklärungen erhält der Rechtsanwalt 


je 
$. 70. 


Die in den Fh. 63 bis 66 fowie die im $. 67 beſtimmten Gebühren um: 
faſſen die Anfertigung der zu derſelben Inſtanz oder zu dem Vorverfahren gehö⸗ 
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rigen Anträge, Geſuche und Erklärungen, ſowie die Einlegung von Rechtsmitteln 
gegen Entſcheidungen oder Verfügungen derſelben Inſtanz oder des Vorverfahrens. 


Hl. 
Auf die Gebühr für Rechtfertigung der 61 ($. 68 Nr. 1) und auf 
die Gebühr für Begründung der Reviſion ($. 68 Nr. 2) wird die Gebühr für 
Einlegung des Rechtsmittels ($. 69) angerechnet. 


9322 


Im Falle der Vertheidigung mehrerer Beſchuldigter durch einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Vertheidiger erhöhen ſich die Gebühren um unf Zehntheile. 


wer 

In Anſehung der Gebühren für Vertretung eines Privatklägers, eines 
Nebenklägers oder einer Verwaltungsbehörde (Strafprozeßordnung F. 464) kommen 
die Beſtimmungen über die Gebühren für die Vertheidigung zur entſprechenden 
Anwendung. 

Die Anfertigung einer Privatklage begründet für den Rechtsanwalt die im 
$. 67 Nr. 1 beſtimmte Gebühr. 

$. 74. 

Für Anfertigung eines Antrags auf gerichtliche Entſcheidung im Falle 
des $. 170 der Strafprozeßordnung erhält der Rechtsanwalt die im F. 67 be⸗ 
ſtimmten Sätze. 

N.. 
Nach Maßgabe der Vorſchriften des zweiten Abſchnitts (F. 23) ſtehen dem 
Rechtsanwalte Gebühren beſonders zu für die Vertretung: 
J. in dem Verfahren behufs Feſtſetzung der zu erſtattenden Koſten (Straf⸗ 
prozeßordnung $. 496 Abſatz 2); 

2. in der Zwangsvollſtreckung aus Entſcheidungen, welche über eine Buße 
oder über 598 von Koſten ergangen ſind (Strafprozeßordnung 
H. 495, 496). 


Fünfter Abſehnitt. 
Auslagen. 


$. 76. 


Für die Höhe der dem Rechtsanwalte zustehenden Schreibgehühren find die 
Vorſchriften des §. 80 des Gerichtskoſtengeſetzes maßgebend. 


$. 77. 


Für Verpackung von Briefen und Akten dürfen Auslagen nicht berechnet 
werden. 
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$. 78. 


j Bei Geſchäftsreiſen erhält der Rechtsanwalt, vorbehaltlich der Beſtimmungen 
in den $$. 18, 37, 39 Abſatz 2 der Rechtsanwaltsordnung: 


!. NE Bl. 12 Mark — Pf.; 
für tin ah „„ 5 Mark — Pf., 
III. an Fuhrkoſten einſchließlich der Koſten der Gepäck⸗ 

beförderung: 


1. wenn die Reiſe auf Eiſenbahnen oder Dampf⸗ 
ſchiffen gemacht werden kann, für das Kilo⸗ 


„ P — Mark 13 Pf. 
und für jeden Zu⸗ und Abgang 3 Mark — Pf., 
ee e — Mark 60 Pf. 


für das Kilometer der nächſten fahrbaren Straßenverbindung. 
Haben höhere Fuhrkoſten aufgewendet werden müſſen, ſo werden dieſe 
erſtattet. 
$. 79. 


Die Fuhrkoſten werden für die Hin⸗ und Rückreiſe beſonders berechnet. 
Hat ein Rechtsanwalt Geſchäfte an verſchiedenen Orten unmittelbar nach 
einander ausgerichtet, ſo iſt der von Ort zu Ort zurückgelegte Weg ungetheilt 
der Berechnung der Fuhrkoſten zu Grunde zu legen. 

Bei einer Reiſe zur Ausführung der Aufträge mehrerer Auftraggeber findet 
die Vorſchrift des $. 3 entſprechende Anwendung. 


$. 80. 


Für Geſchäfte am Wohnorte ſtehen dem Rechtsanwalte weder Tagegelder 
noch Fuhrkoſten zu; dasſelbe gilt von Geſchäften außerhalb des Wohnortes in 
geringerer Entfernung als zwei Kilometer von demſelben. 

War der Rechtsanwalt durch außergewöhnliche Umſtände e ſich 
eines Fuhrwerks zu bedienen, oder waren ſonſtige nothwendige Unkoften, wie 
Brücken⸗ oder Fährgeld, aufzuwenden, ſo ſind die Auslagen zu erſtatten. 

Für einzelne Ortſchaften kann durch die Landeszuſtzzverwallung beſtimmt 
werden, daß den Rechtsanwälten bei den nicht an der Gerichtsſtelle vorzunehmen⸗ 
den Geſchäften die verauslagten Fuhrkoſten zu erſtatten ſind. 


$. 81. 


Bei Berechnung der Entfernungen wird jedes angefangene Kilometer für 
ein volles Kilometer gerechnet. 
$. 82. 


Der Rechtsanwalt, welcher ſeinen Wohnſitz verlegt, kann bei Fortführung 
eines ihm vorher ertheilten Auftrags Tagegelder und Reiſekoſten nur inſoweit 
age als ſie ihm auch bei Beibehaltung ſeines Wohnſitzes zugeſtanden haben 
ürden. 
Reichs, Geſezbl. 1879. 38 
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. 83. 


Hat ein Rechtsanwalt ſeinen Wohnſitz an einem Orte, an welchem ſich 
kein Gericht befindet, fo kann die Landesjuftizverwaltung beſtimmen, daß ihm 
Tagegelder und Reiſekoſten nur inſoweit zuſtehen, als er ſolche auch verlangen 
könnte, wenn er feinen Wohnſitz an dem Orte des Amtsgerichts, in deſſen Bezirk 
er wohnt, genommen hätte. 


Sechster Abſchnitt. 
Einforderung von Gebühren und Auslagen. 


F. 84. 
A Der Rechtsanwalt kann von feinem Auftraggeber angemeſſenen Vorſchuß 
ordern. 
$. 85. 


Dem Auftraggeber gegenüber werden die Gebühren des Rechtsanwalts 
fällig, ſobald über die Verpflichtung, dieſelben zu tragen, eine Entſcheidung 
ergangen iſt, ſowie bei Beendigung der Inſtanz oder bei Erledigung des Auftrags. 


$. 86. 

Die Einforderung der Gebühren und Auslagen iſt nur zuläſſig, wenn 
vorher oder gleichzeitig eine von dem Rechtsanwalt unterſchriebene Berechnun 
derſelben mit Angabe des Werthes des Streitgegenſtandes, ſofern der Werth 
maßgebend, und unter Bezeichnung der zur Anwendung kommenden Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes mitgetheilt wird. 

Die Mittheilung dieſer Berechnung kann auch nach erfolgter Zahlung ver⸗ 
langt werden, ſo lange nicht die Handakten zurückgenommen ſind oder die Ver⸗ 
pflichtung des Rechtsanwalts zur Aufbewahrung derſelben erloſchen iſt (Rechts⸗ 
anwaltsordnung F. 32). 


Siebenter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


§. 87. 
8 en Erhebung und Ablieferung von Geldern erhält der Rechtsanwalt eine 
ebühr: 
von 1 Mark für jedes angefangene Hundert des Betrags bis 1000 Mark; 
von 50 Pfennig für jedes angefangene Hundert des weiteren Betrags 
bis 10 000 Mark; 
von 25 Pfennig für jedes angefangene Hundert des Mehrbetrags. 


Für Erhebung und Ablieferung von Werthpapieren erhält der Rechtsanwalt 
nach Maßgabe des Werthes die Sälfte der vorſtehenden Gebühren. 
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Die Gebühr für Erhebung und Ablieferung von Geldern kann von dieſen 
bei der Ablieferung entnommen werden. 


$. 88. 


Für die Ausarbeitung eines Gutachtens mit juriſtiſcher Begründung hat 
der Rechtsanwalt angemeſſene Vergütung zu beanſpruchen. Ueber die Höhe der 
Vergütung wird im Prozeßwege, nach eingeholtem Gutachten des Vorſtandes der 
Anwaltskammer, entſchieden. 

$. 89. 


Iſt für das dem Rechtsanwalt übertragene Geſchäft der Betrag der Gebühr 
in dieſem Geſetze nicht beſtimmt, ſo erhält er eine unter entſprechender Anwendung 
der Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu bemeſſende Gebühr. 


§. 90. 

Inſofern in dieſem Geſetze für die begonnene oder vorbereitete Ausführung 
eines vor der vollſtändigen Ausführung erledigten Auftrags eine Gebühr nicht 
vorgeſehen iſt, erhält der Rechtsanwalt eine nach Maßgabe des F. 89 zu be⸗ 
meſſende Gebühr. 

v9: 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden entſprechende Anwendung: 
1. im ſchiedsrichterlichen Verfahren; 
2. im Verfahren wegen Nichtigkeitserklärung oder Zurücknahme eines 
Patents; 

3. im Disziplinarverfahren nach Maßgabe des Geſetzes, betreffend die 
Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 61); 

4. im ehrengerichtlichen Verfahren gegen Rechtsanwälte, 

5. bei der Unterſuchung von Seeunfällen. 

Für die Berechnung der Gebühren des im ſchiedsrichterlichen Verfahren 
als Prozeßbevollmächtigten beſtellten Rechtsanwalts gilt das gerichtliche Ver⸗ 
fahren im Falle des $. 862 der Civilprozeßordnung als zum ſchiedsrichterlichen 
Verfahren gehörig. 

Das Verfahren vor der Disziplinarkammer, vor dem Ehrengericht und 
vor dem Seeamte ſteht im Sinne des F. 63 dem Verfahren vor der Straf⸗ 
kammer gleich. 

$. 92. 

Fällt eine dem Rechtsanwalt aufgetragene Thätigkeit, für welche ihm nach 
Vorſchrift dieſes Geſetzes eine Vergütung zuſteht, zugleich in den Kreis der⸗ 
jenigen Angelegenheiten, in welchen die den Rechtsanwälten zuſtehende Vergütung 
durch landesgeſetzliche Vorſchrift geregelt ift, fo kommt, ſoweit die Anwendung 
beider Vorſchriften zu einer zweifachen Vergütung derſelben Thätigkeit führen 
mene nur eine derſelben und zwar die dem Rechtsanwalte günſtigere zur An⸗ 
wendung. 
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$. 93. 


Sofern der Rechtsanwalt nicht einer Partei zur Wahrnehmung ihrer Rechte 
beigeordnet oder als Vertheidiger beſtellt iſt, kann der Betrag der Vergütung 
durch Vertrag abweichend von den Vorſchriften dieſes Geſetzes feſtgeſetzt werden. 
15 e durch Bezugnahme auf das Ermeſſen eines Dritten iſt ausge⸗ 
ſchloſſen. 

Der Auftraggeber iſt an den Vertrag nur gebunden, ſoweit er denſelben 
ſchriftlich abgeſchloſſen hat. 

Der Auftraggeber kann eine Berechnung der geſetzlichen Vergütung nach 
Maßgabe des F. 86 verlangen. 

Hat der Rechtsanwalt durch den Vertragsſchluß die Grenze der Mäßigung 
überſchritten, ſo kann die durch Vertrag feſtgeſetzte Vergütung im Prozeßwege, 
nach eingeholtem Gutachten des Vorſtandes der Anwaltskammer, bis auf den in 
dieſem Geſetze beſtimmten Betrag herabgeſetzt werden. 


F. 9. 


Für das Verhältniß des Auftraggebers oder des Rechtsanwalts zu dem 
Erſtattungspflichtigen kommt die vertragsmäßige Feſtſetzung der Vergütung ($. 93) 
nicht in Betracht. 


$. 95. 


Dieſes Geſetz tritt im ganzen Umfange des Reichs gleichzeitig mit dem 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz in Kraft. 9 gleichzeitig 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 7. Juli 1879. 


(J. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 
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